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1 2 0 . Kundmachung: Ratifikation des Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM)
samt Zusatzprotokoll und des Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahn-Personen-
und -Gepäckverkehr (CIV) samt Zusatzprotokoll durch Libanon.

1 2 1 . Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens, betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen
durch Belgien.

1 2 2 . Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland über die Erleichterung der Arbeitsaufnahme samt Notenwechsel, betreffend
die Abänderung der vorliegenden Vereinbarung.

1 2 3 . Abkommen über den Austausch von Gastarbeitnehmern zwischen der Republik Österreich und der
Republik Italien.

1 2 4 . Garantieabkommen (Industriekredit-Projekt) zwischen der Republik Österreich und der Internationalen
Bank für Wiederaufbau und Wirtschaftsförderung.

1 2 0 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 6. Juni 1958 über die Ratifikation
des Internationalen Übereinkommens über
den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) samt Zu-
satzprotokoll vom 23. Oktober 1952, BGBl.
Nr. 30/1956, und des Internationalen Über-
einkommens über den Eisenbahn-Personen-
und -Gepäckverkehr (CIV) samt Zusatzpro-
tokoll vom 25. Oktober 1952, BGBl. Nr. 31/

1956, durch Libanon.

Nach Mitteilung der Schweizerischen Botschaft
in Wien hat Libanon das Internationale Über-
einkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr
(CIM) samt Zusatzprotokoll vom 25. Oktober
1952, BGBl. Nr. 30/1956, Nr. 34/1956, Nr. 35/
1956 und Nr. 36/1956, sowie das Internationale
Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen-
und -Gepäckverkehr (CIV) samt Zusatzprotokoll
vom 25. Oktober 1952, BGBl. Nr. 31/1956, ge-
mäß Artikel 64 CIM und Artikel 63 CIV am
22. April 1958 ratifiziert.

Die vorgenannten Übereinkommen sind für
Libanon am 1. Juni 1958 in Kraft getreten.

Raab

1 2 1 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 13. Juni 1958 über die Ratifika-
tion des Übereinkommens, betreffend das
Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen

durch Belgien.

Gemäß einer Mitteilung der Königlich Nieder-
ländischen Botschaft in Wien hat das Königreich
Belgien am 24. April 1958 die Ratifikations-
urkunde zum Übereinkommen, betreffend das
Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen vom
1. März 1954 (BGBl. Nr. 91/1957) im Mini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten der
Niederlande hinterlegt.

Das Übereinkommen wird auf Grund seines
Artikels 28 Abs. 2 am 23. Juni 1958 für das
Königreich Belgien in Kraft treten.

Raab

1 2 2 . Vereinbarung zwischen der Österrei-
chischen Bundesregierung und der Regierung
der Bundesrepublik Deutschland über die
Erleichterung der Arbeitsaufnahme vom
23. November 1951, samt Notenwechsel
vom 12. März 1958, betreffend die Ab-
änderung der vorliegenden Vereinbarung.

Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bun-
desregierung und der Regierung der Bundes-
republik Deutschland über die Erleichterung der

Arbeitsaufnahme vom 23. November 1951.

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Bundesrepublik Deutschland
haben sich in dem Bestreben, die Beschäftigung
der österreichischen Staatsangehörigen in der
Bundesrepublik Deutschland und der deutschen
Staatsangehörigen in der Republik Österreich zu
erleichtern, über folgendes geeinigt:

„1. Bei Beschäftigung der österreichischen
Staatsangehörigen, die am 1. Jänner 1951 in der
Bundesrepublik Deutschland ihren dauernden
Aufenthalt hatten, und der deutschen Staats-
angehörigen, die am gleichen Stichtag in der Re-
publik Österreich ihren dauernden Aufenthalt
hatten, wird die Verordnung über ausländische
Arbeitnehmer vom 23. Jänner 1933 (Deutsches
RGBl. I S. 26) so angewendet, daß an Stelle der
Beschäftigungsgenehmigung und Arbeitserlaubnis
auf Antrag Befreiungsscheine erteilt werden. Die
Befreiungsscheine sind für die Dauer von zwei
Jahren auszustellen und nach ihrem Ablauf auf
Antrag zu verlängern.
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Diese Erleichterung ist sinngemäß auf jene
Grenzgänger anzuwenden, die an dem oben-
genannten Stichtage im Gebiet der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland
beschäftigt waren.

2. Engere Familienangehörige des Inhabers
eines Befreiungsscheines nach Ziffer 1 (Ehegat-
ten, Kinder, Eltern), die erst nach dem 1. Jänner
1951 im Zuge der Familienzusammenführung in
das Gebiet des anderen Staates einreisen, erhalten
gleichfalls auf Antrag einen Befreiungsschein,
soweit sie den im Gebiet der beiden Staaten gel-
tenden Vorschriften über die Einreise und den
Aufenthalt von Ausländern nachkommen.

3. Für die Beschäftigung von österreichischen
Staatsangehörigen in der Bundesrepublik
Deutschland und von deutschen Staatsangehöri-
gen in der Republik Österreich als Schauspieler,
Sänger, Musiker oder als landwirtschaftlicher
Arbeiter wird über die Regelung in Ziffer 1

hinaus grundsätzlich die Beschäftigungsgenehmi-
gung und Arbeitserlaubnis erteilt werden, für
Schauspieler, Sänger oder Musiker jedoch nur
dann, wenn die Berufszugehörigkeit gegeben
erscheint.

4. Tritt in einem der beiden Staaten ein Be-
darf an Arbeitskräften ein, der nicht gedeckt
werden kann, so wird die Deckung dieses Be-
darfes im Ausgleichswege unmittelbar zwischen
den beteiligten Landesarbeitsämtern der beiden
Staaten angestrebt werden.

Diese Vereinbarung gilt bis zum 31. De-
zember 1952. Sie gilt stillschweigend jeweils um
ein Jahr verlängert, sofern sie nicht von der Re-
gierung eines der beiden Staaten spätestens drei
Monate vor Ablauf der Jahresfrist schriftlich ge-
kündigt wird. Im Falle einer Kündigung behalten
die auf Grund dieser Vereinbarung erteilten
Befreiungsscheine für die vorgesehene Dauer ihre
Gültigkeit."

Die vorliegende Vereinbarung wurde durch Notenwechsel vom 23. Juni 1952 zwischen der
Österreichischen Vertretung in Bonn und dem Auswärtigen Amt der Bundesrepublik Deutschland
mit Wirkung vom 1. Juli 1952 in Kraft gesetzt.

Anläßlich der Durchführung des oben erwähn-
ten Notenwechsels wurde festgestellt, daß auch
Einvernehmen über folgendes besteht:

„Die gemäß Artikel 116 des Grundgesetzes für
die Bundesrepublik Deutschland den deutschen
Staatsangehörigen gleichgestellten Flüchtlinge
oder Vertriebenen deutscher Volkszugehörigkeit
oder deren Ehegatten oder Abkömmlinge, die
im Gebiete des Deutschen Reiches nach dem
Stande vom 31. Dezember 1937 Aufenthalt ge-
funden haben, werden bei der Anwendung der
Vereinbarung in Österreich wie deutsche Staats-
angehörige behandelt werden. Soweit es in der
Vereinbarung auf die österreichische Staatsange-
hörigkeit ankommt, wird die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland die Personen deut-
scher Sprachzugehörigkeit (Volksdeutsche), die
staatenlos sind oder deren Staatsangehörigkeit
ungeklärt ist und die sich nicht nur vorüber-
gehend im Gebiet der Republik Österreich auf-
gehalten haben, wie österreichische Staatsange-
hörige behandeln."

Durch Notenwechsel zwischen der Österreichi-
schen Vertretung in Bonn und dem Auswärtigen
Amt der Bundesrepublik Deutschland vom
27. Juni 1955 beziehungsweise vom 29. Juli 1955
wurde weiter festgestellt, daß die vorliegende
Vereinbarung mit dem Tage ihres Inkrafttretens,
also am 1. Juli 1952, auch für das Land Berlin
wirksam geworden ist. Schließlich wurde die vor-
liegende Vereinbarung durch den nachstehend
wiedergegebenen Notenwechsel zwischen der
Österreichischen Botschaft in Bonn und dem
Auswärtigen Amt der Bundesrepublik Deutsch-
land vom 12. März 1958 in folgender Weise ab-
geändert:

Österreichische Botschaft Bonn.

Bonn, den 12. März 1958.

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Regierung der Republik Österreich, von
dem Wunsche geleitet, einige aus der Anwen-
dung der Vereinbarung zwischen den Regierun-
gen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Österreich vom 23. November 1951
über die Erleichterung der Arbeitsaufnahme sich
ergebende ungewollte Härten und dem Zwecke
der Vereinbarung widersprechende Folgen zu
beseitigen, den Abschluß einer Zusatzvereinba-
rung zur Abänderung der vorgenannten Ver-
einbarung vom 23. November 1951 beschlossen
hat, die wie folgt lautet:

„Der Punkt 1 der Vereinbarung zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland über die
Erleichterung der Arbeitsaufnahme vom 23. No-
vember 1951 wird abgeändert und hat wie folgt
zu lauten:

,Bei der Aufnahme oder Ausübung einer un-
selbständigen Beschäftigung durch österreichische
Staatsangehörige, die am 1. Jänner 1951 in der
Bundesrepublik Deutschland ihren dauernden
Aufenthalt hatten, und durch deutsche Staats-
angehörige, die am gleichen Stichtage in der Re-
publik Österreich ihren dauernden Aufenthalt
hatten, werden die österreichischen oder die
deutschen Rechtsvorschriften über die Beschäfti-
gung ausländischer Arbeitnehmer so angewendet,
daß an Stelle der Arbeitserlaubnis und Beschäfti-
gungsgenehmigung auf Antrag ein Befreiungs-



35. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1958 — Nr. 122 1209

schein erteilt wird. Der Befreiungsschein ist für
die Dauer von zwei Jahren auszustellen und nach
seinem Ablauf auf Antrag zu verlängern. Diese
Vergünstigung entfällt, wenn der Aufenthalt der
betreffenden Personen im anderen Land nach
dem 1. Jänner 1951 insgesamt länger als zwei
Jahre unterbrochen worden ist.

Diese Erleichterung ist sinngemäß auf jene
Grenzgänger anzuwenden, die an dem obgenann-
ten Stichtage in dem Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland oder der Republik Österreich be-
schäftigt waren.

Österreichische und deutsche Staatsangehörige,
die sich am Tage der Stellung eines Antrages auf
Ausstellung eines Befreiungsscheines bereits fünf
Jahre ununterbrochen und erlaubterweise im
Gebiet des anderen Landes aufhalten, genießen
auch dann, wenn sie am 1. Jänner 1951 nicht
ihren dauernden Aufenthalt im anderen Land
hatten, die gleiche Vergünstigung, wie die im
Absatz 1 genannten Personen. Diese Vergünsti-
gung entfällt, wenn der Aufenthalt der betref-
fenden Personen im anderen Land insgesamt
länger als sechs Monate unterbrochen wird.' "

Falls die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland mit den vorstehenden Bestimmun-
gen einverstanden ist, beehre ich mich vorzu-
schlagen, daß die Note und die Antwortnote
Eurer Exzellenz, die den gleichen Wortlaut
haben, als Abschluß einer Zusatzvereinbarung,
betreffend die Abänderung der Vereinbarung
zwischen den Regierungen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Österreich vom
23. November 1951 über die Erleichterung der
Arbeitsaufnahme anzusehen wäre, die mit Be-
ginn des zweiten Monats nach dem heute durch-
geführten Notenaustausch in Kraft tritt.

Ich benütze diese Gelegenheit, um Eurer Exzel-
lenz den Ausdruck meiner ausgezeichneten und
besonderen Hochachtung zu erneuern.

Rotter m. p.
Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Heinrich von Brentano,
Bundesminister des Auswärtigen,
Bonn.

Der Bundesminister des Auswärtigen.

Bonn, den 12. März 1958.

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz den Empfang
der Note vom 12. März 1958 über den Abschluß
einer Zusatzvereinbarung zur Abänderung der
Vereinbarung zwischen den Regierungen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich vom 23. November 1951 über die
Erleichterung der Arbeitsaufnahme zu bestätigen,
die wie folgt lautet:

„ „Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzu-
teilen, daß die Regierung der Republik Öster-
reich, von dem Wunsche geleitet, einige aus der
Anwendung der Vereinbarung zwischen den Re-
gierungen der Bundesrepublik Deutschland und
der Republik Österreich vom 23. November 1951
über die Erleichterung der Arbeitsaufnahme sich
ergebende ungewollte Härten und dem Zwecke
der Vereinbarung widersprechende Folgen zu be-
seitigen, den Abschluß einer Zusatzvereinbarung
zur Abänderung der vorgenannten Vereinbarung
vom 23. November 1951 beschlossen hat, die wie
folgt lautet:

„Der Punkt 1 der Vereinbarung zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland über
die Erleichterung der Arbeitsaufnahme vom
23. November 1951 wird abgeändert und hat
wie folgt zu lauten:

,Bei der Aufnahme oder Ausübung einer un-
selbständigen Beschäftigung durch österreichische
Staatsangehörige, die am 1. Jänner 1951 in der
Bundesrepublik Deutschland ihren dauernden
Aufenthalt hatten, und durch deutsche Staats-
angehörige, die am gleichen Stichtage in der
Republik Österreich ihren dauernden Aufenthalt
hatten, werden die österreichischen oder die
deutschen Rechtsvorschriften über die Beschäf-
tigung ausländischer Arbeitnehmer so angewen-
det, daß an Stelle der Arbeitserlaubnis und Be-
schäftigungsgenehmigung auf Antrag ein Be-
freiungsschein erteilt wird. Der Befreiungsschein
ist für die Dauer von zwei Jahren auszustellen
und nach seinem Ablauf auf Antrag zu verlän-
gern. Diese Vergünstigung entfällt, wenn der
Aufenthalt der betreffenden Personen im an-
deren Land nach dem 1. Jänner 1951 insgesamt
länger als zwei Jahre unterbrochen worden ist.

Diese Erleichterung ist sinngemäß auf jene
Grenzgänger anzuwenden, die an dem obgenann-
ten Stichtage in dem Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland oder der Republik Österreich be-
schäftigt waren.

Österreichische und deutsche Staatsangehörige,
die sich am Tage der Stellung eines Antrages auf
Ausstellung eines Befreiungsscheines bereits fünf
Jahre ununterbrochen und erlaubterweise im Ge-
biet des anderen Landes aufhalten, genießen auch
dann, wenn sie am 1. Jänner 1951 nicht ihren
dauernden Aufenthalt im anderen Land hatten,
die gleiche Vergünstigung, wie die im Absatz 1
genannten Personen. Diese Vergünstigung ent-
fällt, wenn der Aufenthalt der betreffenden Per-
sonen im anderen Land insgesamt länger als
sechs Monate unterbrochen wird.' "

Falls die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland mit den vorstehenden Bestim-
mungen einverstanden ist, beehre ich mich vor-
zuschlagen, daß die Note und die Antwortnote
Eurer Exzellenz, die den gleichen Wortlaut
haben, als Abschluß einer Zusatzvereinbarung,
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betreffend die Abänderung der Vereinbarung
zwischen den Regierungen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Österreich vom
23. November 1951 über die Erleichterung der
Arbeitsaufnahme, anzusehen wäre, die mit Be-
ginn des zweiten Monats nach dem heute durch-
geführten Notenaustausch in Kraft tritt." "

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land mit diesem Vorschlag einverstanden ist.
Ihre Note und meine Antwortnote sind daher
als Zusatzvereinbarung unserer beiden Regie-
rungen zur Abänderung der Vereinbarung zwi-

schen den Regierungen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Österreich vom
23. November 1951 über die Erleichterung der
Arbeitsaufnahme anzusehen, die mit Beginn des
zweiten Monats nach dem heute durchgeführten
Notenwechsel in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

von Brentano m. p.

Seiner Exzellenz
dem Österreichischen Botschafter
Herrn Adrian Rotter,
Bonn.

Die Bestimmungen des vorliegenden Notenwechsels sind am 1. Mai 1958 in Kraft getreten.

Raab

123.

Nachdem das am 12. Juli 1956 in Rom unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Republik Italien über den Austausch von Gastarbeitnehmern, welches also
lautet:

Abkommen
über den Austausch von Gastarbeitnehmern
zwischen der Republik Österreich und der

Republik Italien
Die Regierung der Republik Österreich und

die Regierung der Republik Italien,
in dem Bestreben, ihre Zusammenarbeit auf

sozialem Gebiet zu vertiefen, und
von der Überlegung ausgehend, daß es vorteil-

haft ist, den Austausch von Gastarbeitnehmern
zwischen ihren Ländern zum Zwecke der sprach-
lichen und beruflichen Fortbildung zu fördern,

sind über folgende Bestimmungen übereinge-
kommen:

Artikel 1
(1) Dieses Abkommen findet auf Gastarbeit-

nehmer Anwendung.
(2) Als Gastarbeitnehmer im Sinne des Ab-

satzes 1 gelten jene Staatsangehörigen der ver-
tragschließenden Staaten, die sich in das Gebiet
des anderen vertragschließenden Staates begeben,
um dort durch Beschäftigung in einem Betrieb
ihre beruflichen oder sprachlichen Kenntnisse zu
vervollständigen.

(3) Die Gastarbeitnehmer sollen in der Regel
nicht jünger als 18 Jahre und nicht älter als
30 Jahre sein.

Artikel 2

(1) Die Gastarbeitnehmer sind berechtigt, ein
Arbeitsverhältnis unter den in den folgenden
Artikeln festgelegten Bedingungen einzugehen, je-
doch unter Vorbehalt der gesetzlichen oder ver-
waltungsmäßigen Bestimmungen, welche die Be-
schäftigung der Ausländer in gewissen Berufen
regeln.
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(2) Die Zulassung der Gastarbeitnehmer erfolgt
im allgemeinen ohne Rücksicht auf die Be-
schäftigungslage in dem betreffenden Berufe; die
obersten Verwaltungsbehörden der vertrag-
schließenden Staaten können jedoch vereinbaren,
daß gewisse Berufe und Gebiete von der An-
wendung des Abkommens ausgenommen werden.

(3) Sofern ausländische Arbeitnehmer zum An-
tritt einer Beschäftigung einer behördlichen Ge-
nehmigung bedürfen, ist diese für Gastarbeit-
nehmer nicht erforderlich.

Artikel 3
(1) Die Anzahl der Gastarbeitnehmer, die in

jedem der vertragschließenden Staaten zugelassen
werden können, darf im Kalenderjahr 100 (ein-
hundert) nicht überschreiten, wobei höchstens 20
(zwanzig) vom Hunder t dieser Anzahl auf die
gleiche Berufsgruppe entfallen dürfen.

(2) Auf das im Absatz 1 festgelegte Kontingent
zählen alle Gastarbeitnehmer, denen im Laufe des
Kalenderjahres Zulassungen erteilt werden, unab-
hängig davon, für welche Dauer sie erteilt wer-
den und in welchem Zeitpunkt von ihnen Ge-
brauch gemacht wird. Gastarbeitnehmer zählen
dann nicht auf das im Absatz 1 festgelegte Kon-
tingent des laufenden Kalenderjahres, wenn sie
sich auf Grund von Zulassungen in einem der
vertragschließenden Staaten aufhalten, die bereits
im Vorjahr erteilt worden sind.

(3) Wird das in Absatz 1 festgelegte Kontingent
von den Gastarbeitnehmern eines der vertrag-
schließenden Staaten im Laufe eines Kalender-
jahres nicht erreicht, so darf dieser weder die An-
zahl der den Gastarbeitnehmern des anderen ver-
tragschließenden Staates erteilten Zulassungen
verringern, noch den Rest des nicht erschöpften
Kontingentes auf das folgende Kalenderjahr
übertragen.

(4) Die im Absatz 1 genannte Anzahl von
Gastarbeitnehmern kann auf Vorschlag eines der
vertragschließenden Staaten durch Notenaus-
tausch zwischen den im Artikel 8 Absatz 3 ge-
nannten Behörden abgeändert werden. Eine der-
artige Vereinbarung für das folgende Kalender-
jahr ist spätestens am 1. Dezember zu treffen.

Artikel 4
(1) Die Dauer der Zulassung darf grundsätz-

lich ein Jahr nicht überschreiten. Verlängerungen
in Ausnahmefällen sind bis zur Höchstdauer von
sechs Monaten zulässig.

(2) Nach Ablauf des im Absatz 1 genannten
Zeitraumes darf der Gastarbeitnehmer weder sein
Arbeitsverhältnis fortsetzen noch ein neues Ar-
beitsverhältnis im Aufnahmeland eingehen.

Artikel 5
(1) Die Zulassung als Gastarbeitnehmer darf

nur unter dem Vorbehalt erteilt werden, daß der
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Gastarbeitnehmer keine andere Beschäftigung
ausübt als die, für welche die Zulassung erteilt
worden ist.

(2) Die Gastarbeitnehmer dürfen keine Be-
schäftigungen in Betrieben antreten, die von
Streik oder Aussperrung betroffen sind. Bricht
eine solche Streitigkeit während der Dauer eines
Beschäftigungsverhältnisses eines Gastarbeit-
nehmers aus, so sind diesem, soweit als möglich,
alle Erleichterungen zur Auffindung eines anderen
geeigneten Arbeitsplatzes zu gewähren; dies gilt
auch für Fälle, in denen der Gastarbeitnehmer
mit seinem Arbeitgeber in Arbeitsstreitigkeiten
gerät.

Artikel 6
Die Gastarbeitnehmer dürfen nur zugelassen

werden, wenn sich die Arbeitgeber, die sie zu be-
schäftigen wünschen, verpflichten, sie unter den
gleichen Arbeits- und Lohnbedingungen zu be-
schäftigen, wie sie für vergleichbare Arbeitsver-
hältnisse von Inländern in den Betrieben gelten,
in denen die Gastarbeitnehmer beschäftigt wer-
den sollen.

Artikel 7
Auf das Arbeitsverhältnis der Gastarbeit-

nehmer finden alle Vorschriften über die soziale
Sicherheit von Arbeitnehmern Anwendung.

Artikel 8
(1) Personen, die von den Bestimmungen des

vorliegenden Abkommens Gebrauch machen
wollen, haben ihr Ansuchen der zuständigen Be-
hörde ihres Staates (Absatz 3) vorzulegen. Das
Ansuchen hat alle für seine Prüfung erforder-
lichen Angaben zu enthalten und muß insbeson-
dere anführen, in welchem Beruf und gegebenen-
falls in welchem Betrieb der Gastarbeitnehmer
beschäftigt werden will. Dem Ansuchen ist ferner
ein Leumundszeugnis des Bewerbers beizu-
schließen.

(2) Die zuständige Behörde leitet den Antrag,
falls die Voraussetzungen erfüllt sind, an die zu-
ständige Behörde des anderen Staates weiter, die
über die Zulassung entscheidet. Diese Stelle ent-
scheidet auch über allfällige Verlängerungen ge-
mäß Artikel 4 Absatz 1.

(3) Die Zulassungsgesuche der österreichischen
Bewerber um einen Arbeitsplatz als Gastarbeit-
nehmer sind an das Bundesministerium für
soziale Verwaltung in Wien zu richten, die-
jenigen der italienischen Bewerber an das
Ministerium für Arbeit und für soziale Fürsorge.

Artikel 9
(1) Zur Erreichung der mit vorliegender Ver-

einbarung angestrebten Ziele und um soweit wie
möglich Personen zu helfen, die sich um einen
Arbeitsplatz als Gastarbeitnehmer bewerben, aber
nicht in der Lage sind, selbst einen solchen Ar-
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beitsplatz zu finden, verpflichten sich die ver-
tragschließenden Staaten, den Austausch von
Gastarbeitnehmern durch alle geeignet er-
scheinenden Maßnahmen und unter Beteiligung
der interessierten Organisationen zu fördern und
zu erleichtern.

(2) Die zuständigen Behörden der vertragschlie-
ßenden Staaten werden ihr möglichstes tun, um
eine Behandlung der Ansuchen in kürzester Frist
zu gewährleisten. Sie werden sich gleichfalls be-
mühen, die Schwierigkeiten, die bei der Einreise,
während des Aufenthaltes oder bei der Ausreise
der Gastarbeitnehmer bestehen könnten, mit
größter Beschleunigung zu beseitigen; die Bestim-
mungen dieser Vereinbarung berühren jedoch
nicht die Verpflichtungen der Gastarbeitnehmer,
die in dem Gebiete der vertragschließenden Staa-
ten geltenden Vorschriften über die Einreise,
den Aufenthalt und die Ausreise von Staatsange-
hörigen fremder Staaten zu erfüllen.

Artikel 10
Die im Laufe des Zulassungsverfahrens nach

diesem Abkommen erforderlichen Gesuche und
amtlichen Ausfertigungen sind von den Stem-
peln, Gebühren und Abgaben befreit.

Artikel 11
Die vertragschließenden Staaten vereinbaren

das Nähere über die zur Durchführung dieses
Abkommens erforderlichen Maßnahmen, die ein
gegenseitiges Einverständnis bedingen. Sie unter-
richten sich gegenseitig über Änderungen inner-
staatlicher Vorschriften auf den dieses Abkom-
men betreffenden Gebieten und regeln etwaige
bei der Auslegung und Durchführung dieses Ab-
kommens auftretende Schwierigkeiten im Wege
unmittelbarer Verhandlungen.

Artikel 12
(1) Dieses Abkommen tritt mit Beginn des

zweiten Monates in Kraft, der dem Austausch
der Ratifikationsurkunden folgt und gilt bis zum
31. Dezember des Jahres, in dem es in Kraft tritt .

(2) Das Abkommen gilt stillschweigend jeweils
für ein weiteres Kalenderjahr verlängert, sofern
es nicht von einem der beiden vertragschließen-
den Staaten vor dem 1. Juli zum Jahresende
schriftlich gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf
Grund der vorliegenden Vereinbarungen ausge-
sprochenen Zulassungen für die vorgesehene
Dauer gültig.

(4) Ais Kontingent für den Rest des Kalender-
jahres des Vertragsabschlusses gilt der dem Zeit-
raum vom Inkrafttreten bis zum Jahresende ent-
sprechende Anteil des im Artikel 3 Absatz 1
festgesetzten Kontingentes.



1214 35. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1958 — Nr. 124

Gefertigt in Rom am 12. Juli 1956 in zwei-
facher Ausfertigung in deutscher und italienischer
Sprache, wobei beiden Texten die gleiche Authen-
tizität zukommt. Zu Urkund dessen haben die
Unterzeichneten dieses Abkommen mit ihren
Unterschriften und ihren Siegeln versehen.

Für die Republik
Österreich:

Max Löwenthal
m. p.

Für die Republik
Italien:

Rinaldo Del Bo
m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der gemäß Artikel 64
des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübende Bundeskanzler
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde von dem gemäß Artikel 64 des
Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübenden Bundeskanzler unter-
zeichnet, vom Vizekanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister
für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 17. Jänner 1957.

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Punktionen des Bundespräsidenten ausübende
Bundeskanzler:

Raab

Der Vizekanzler:
Schärf

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 12 am 1. Juli 1958 in Kraft.

Raab

124.

Nachdem das am 28. April 1958 in Washington unterzeichnete Garantieabkommen (Industrie-
kredit-Projekt) zwischen der Republik Österreich und der Internationalen Bank für Wiederaufbau
und Wirtschaftsförderung, welches also lautet:

(Übersetzung.)

GARANTIEABKOMMEN (Industriekredit-
Projekt) zwischen der REPUBLIK ÖSTER-
REICH und der INTERNATIONALEN
BANK FÜR WIEDERAUFBAU UND

WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG vom
28. April 1958.

ABKOMMEN vom 28. April 1958 zwischen
der REPUBLIK ÖSTERREICH (im folgenden
der „Garant" genannt) und der INTERNATIO-
NALEN BANK FÜR WIEDERAUFBAU UND
WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG (im nachfolgen-
den die „Weltbank" genannt).
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Da durch einen Vertrag vom gleichen Datum
zwischen der Weltbank und der Österreichischen
Investitionskredit Aktiengesellschaft (im nachfol-
genden „Darlehensnehmer" genannt), welcher
Vertrag mit den darin bezogenen Anlagen im
nachfolgenden „Darlehensvertrag" genannt wird,
die Weltbank sich einverstanden erklärt hat, dem
Darlehensnehmer ein Darlehen in verschiede-
nen Währungen im Gegenwert von ZEHN
MILLIONEN SIEBENHUNDERTFÜNFUND-
SECHZIGTAUSEND Dollar ($ 10,765.000'—)
zu den im Darlehensvertrag festgesetzten Bedin-
gungen zu gewähren, jedoch nur unter der Be-
dingung, daß der Garant einverstanden ist, die
Zahlung von Kapital, Zinsen und sonstigen Be-
lastungen dieses Darlehens und die diesbezüg-
lichen Verpflichtungen des Darlehensnehmers zu
garantieren; und

da der Garant anläßlich des Abschlusses des
Darlehensvertrages zwischen der Weltbank und
dem Darlehensnehmer sich einverstanden erklärt
hat, solche Verpflichtungen des Darlehensneh-
mers zu garantieren;

sind die Vertragspartner nunmehr wie folgt
übereingekommen :

ARTIKEL I
Abschnitt 1.01

Die Vertragspartner dieses Garantieabkom-
mens nehmen alle Bestimmungen der Allge-
meinen Darlehensbestimmungen Nr. 4 der Welt-
bank vom 15. Juni 1956 an, vorbehaltlich jedoch
der in Anlage III zum Darlehensvertrag fest-
gelegten Abänderungen (die so abgeänderten All-
gemeinen Darlehensbestimmungen Nr. 4 sind im
nachfolgenden als „Allgemeine Darlehensbestim-
mungen" bezeichnet), mit der gleichen Kraft
und Wirkung, wie wenn sie zur Gänze hier fest-
gelegt wären.

Abschnitt 1.02
Die in Abschnitt 1.02 des Darlehensvertrages

definierten Ausdrücke haben, wann immer sie in
diesem Garantieabkommen angewendet werden,
die im Darlehensvertrag festgelegte Bedeutung,
es sei denn, daß der Zusammenhang anderes er-
fordert.

ARTIKEL II
Abschnitt 2.01

Ohne Begrenzung oder Beschränkung irgend-
einer der übrigen in diesem Abkommen enthal-
tenen, ihm obliegenden Vertragspflichten garan-
tiert hiemit der Garant bedingungslos, als Erst-
verpflichteter, nicht allein zur Sicherstellung, die
pünktliche Bezahlung des Kapitals, der Zinsen

und der übrigen Belastungen des Darlehens, des

Kapitals und der Zinsen auf die Schuldverschrei-
bungen und die pünktliche Erfüllung aller Ver-
tragspflichten und Vereinbarungen des Dar-
lehensnehmers, wie sie im Darlehensvertrag und
in den Schuldverschreibungen festgelegt sind.
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ARTIKEL III
Abschnitt 3.01

Es wurde zwischen Garant und Weltbank Ein-
vernehmen hergestellt, daß keine Auslandsschuld
gegenüber diesem Darlehen Vorrang durch eine
in Zukunft eingeräumte Sicherstellung auf Re-
gierungsvermögen genießen soll. Zu diesem
Zweck verpflichtet sich der Garant — außer an-
derweitig mit der Weltbank vereinbart —, bei
Einräumung irgendeiner Sicherstellung auf sei-
nem Vermögen für irgendeine Auslandsschuld
diese Sicherstellung ipso facto in gleicher Weise
verhältnismäßig zugunsten der Bezahlung des
Kapitals, der Zinsen und der sonstigen Belastun-
gen dieses Darlehens und der Schuldverschrei-
bungen dieses Darlehens einzuräumen und bei
Schaffung einer solchen Sicherstellung ausdrück-
lich dementsprechend Vorsorge zu treffen. Die
vorstehenden Bestimmungen sind jedoch nicht
anzuwenden:

(i) auf irgendeine Sicherstellung, die auf eine
Liegenschaft zur Zeit ihres Ankaufes, ledig-
lich als Sicherheit für die Bezahlung des
Kaufpreises dieser Liegenschaft geschaffen
wird;

(ii) auf irgendeine Sicherstelking, die im Zuge
laufender Banktransaktionen entstanden ist
und eine Schuld sichert, die nicht später als
ein Jahr nach dem Zeitpunkt, an dem sie
bestellt wurde, fällig wird.

Der Ausdruck „Vermögen des Garanten", wie
in diesem Abschnitt gebraucht, schließt das Ver-
mögen des Garanten, seiner Behörden und
Dienststellen und der Oesterreichischen National-
bank ein.

Der Garant verpflichtet sich weiters, innerhalb
der Grenzen der österreichischen Verfassung vor-
genannte Verpflichtungen im Zusammenhang mit
Sicherstellungen auf seinem Vermögen auch hin-
sichtlich seiner politischen Untergliederungen,
Dienststellen und Behörden zu effektuieren.

Abschnitt 3.02
(a) Der Garant und die Weltbank werden in

jeder Weise zusammenarbeiten, damit die Errei-
chung des Zweckes dieses Darlehens sichergestellt
wird. Zu diesem Zweck werden sie gegenseitig
alle Informationen austauschen, die im allgemei-
nen Zusammenhang mit dem Darlehen billiger-
weise verlangt werden können. Diese Aus-
künfte des Garanten haben auch Nachweise über
die finanziellen und wirtschaftlichen Verhältnisse
in seinen Gebieten und über den Stand seiner
Zahlungsbilanz zu enthalten.

(b) Der Garant und die Weltbank werden von
Zeit zu Zeit durch ihre Vertreter ihre Ansichten,
betreffend Angelegenheiten des Darlehenszweckes
und der Aufrechterhaltung des Schuldendienstes,
austauschen. Der Garant verpflichtet sich, un-
verzüglich der Weltbank von Umständen Mit-
teilung zu machen, die mit dem Zweck dieses



35. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1958 — Nr. 124 1217

Darlehens oder der Aufrechterhaltung des Schul-
dendienstes im Widerspruch stehen oder in
Widerspruch zu stehen drohen.

(c) Der Garant hat beglaubigten Vertretern
der Weltbank jede Einschaumöglichkeit im Ge-
biete des Garanten, die üblicherweise verlangt
werden kann und im Zusammenhang mit der
Darlehensgewährung steht, zu gestatten.

Abschnitt 3.03
Das Kapital, die Zinsen und sonstigen Be-

lastungen des Darlehens und der Schuldverschrei-
bungen sind ohne jeglichen Abzug für und frei
von irgendwelchen auf Grund der Gesetze des
Garanten oder auf Grund von auf dessen Gebiet
geltenden Gesetzen auferlegten Steuern oder
Gebühren zu bezahlen; jedoch mit dem Vor-
behalt, daß die Bestimmungen dieses Abschnittes
nicht auf die Besteuerung oder Gebühren für
Zahlungen auf Grund einer Schuldverschreibung
an einen anderen Inhaber einer Schuldverschrei-
bung als die Weltbank anzuwenden sind, wenn
der Begünstigte dieser Schuldverschreibung eine
im Gebiete des Garanten wohnhafte natürliche
oder juristische Person ist.

Abschnitt 3.04
Dieses Abkommen, der Darlehensvertrag und

die Schuldverschreibungen sind von allen Steuern
oder Gebühren zu befreien, die auf Grund der
Gesetze des Garanten oder auf Grund von auf
dessen Gebiet geltenden Gesetzen auf die oder
im Zusammenhang mit der Ausstellung, Ausgabe,
Lieferung oder Registrierung derselben auferlegt
werden.

Abschnitt 3.05
Die Bezahlung des Kapitals, der Zinsen und

sonstigen Belastungen des Darlehens und der
Schuldverschreibungen sind frei von allen auf
Grund der Gesetze des Garanten oder auf
Grund von auf dessen Gebiet geltenden Gesetzen
auferlegten Beschränkungen.

ARTIKEL IV.
Abschnitt 4.01

Der Garant hat gemäß den Allgemeinen Dar-
lehensbestimmungen seine Garantie auf den von
dem Darlehensnehmer auszustellenden und zu
liefernden Schuldverschreibungen zu indossieren.
Der Finanzminister des Garanten und die von
ihm schriftlich zu bezeichnende Person oder
Personen sind als die befugten Vertreter des
Garanten für die Zwecke des Abschnittes 6.12 (b)
der Allgemeinen Darlehensbestimmungen be-
stimmt.

ARTIKEL V
Abschnitt 5.01

Für die Zwecke des Abschnittes 8.01 der All-
gemeinen Darlehensbestimmungen werden die
nachfolgenden Adressen namentlich angegeben:
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Für den Garanten:
Der Bundesminister für Finanzen, Wien, I.,

Himmelpfortgasse, Österreich.
Telegrammadresse: Finanzministerium Wien.

Für die Weltbank:
International Bank for Reconstruction and

Development, 1818 H Street, N.W., Washing-
ton 25, D.C., United States of America.

Telegrammadresse: Intbafrad Washington
D. C.

Abschnitt 5.02

Der Bundesminister für Finanzen des Garan-
ten wird für die Zwecke des Abschnittes 8.03 der
Allgemeinen Darlehensbestimmungen bestimmt.

Urkundlich dessen haben die Vertragspartner
durch ihre hiezu vorschriftsmäßig befugten Ver-
treter die Zeichnung und Hinterlegung dieses
Garantieabkommens im Distrikt Columbia,
United States of America, an dem eingangs ver-
zeichneten Tag und Jahr veranlaßt.

REPUBLIK ÖSTERREICH
durch Platzer

bevollmächtigter Vertreter

INTERNATIONALE BANK FÜR WIEDER-
AUFBAU UND WIRTSCHAFTS-

FÖRDERUNG
durch Burke Knapp

Vizepräsident

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Vizekanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet
und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 22. Mai 1958.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Vizekanzler:
Pittermann

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Das vorliegende Abkommen ist am 22. Mai 1958 in Kraft getreten.
Raab


